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Düsseldorf, 9. Februar 2011 

 

Presseerklärung 

FISCHEREIABKOMMEN ZWISCHEN EU UND MAROKKO RECHTSWIDRIG 

 

Vor den Küsten der von Marokko illegal besetzten Westsahara sind Fischfangflotten aus 

Ländern der Europäischen Union an der Ausbeutung der Fischgründe beteiligt. Als 

Rechtfertigung dient ein Fischereiabkommen zwischen der EU und Marokko, welches in 

regelmäßigen Abständen erneuert werden muss. Das Abkommen ist so formuliert, dass es 

die Fischgründe vor Marokko erwähnt, die Fischgründe vor der West-Sahara nicht 

ausdrücklich ausschließt. Da die marokkanische Regierung die Westsahara – unter 

Missachtung zahlloser UN-Sicherheitsratsbeschlüsse und eines Gutachtens des 

Internationalen Gerichtshofs - als sein Territorium betrachtet, wird das Abkommen von 

beiden Seiten so verstanden, dass es auch die Fischgründe vor der Küste der Westsahara 

umfasst. Das derzeitige Abkommen läuft Ende Februar 2011 aus.  

 

Nach einem Gutachten des juristischen Dienstes des Europaparlaments welches 2010 

veröffentlicht wurde, sind die Fischereiaktivitäten vor der Küste der Westsahara illegal, 

insbesondere wegen des Status der Westsahara als Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung im 

Sinne des Artikels 73 der UN-Charta. 

 

Der juristische Dienst empfahl daher nachdrücklich die Fischereiaktivitäten in dieser Region 

einzustellen soweit sie nicht im Einklang stehen mit dem Völkerrecht, die Wünsche und 

Interessen der einheimischen saharaouischen Bevölkerung der Westsahara in den 

Konsultationen zu berücksichtigen und das Abkommen mit Marokko entweder zu im 

regionalen Geltungsbereich zu erweitern oder es insoweit auszusetzen. 
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Die EJDM fordert die Europäische Union auf  

 bei der illegalen Ausbeutung der Fischgründe vor der Küste der Westsahara nicht 

länger Komplize der marokkanischen Regierung zu sein; 

 bei einer Verlängerung des Fischereiabkommens die Fischgründe vor der Küste der 

Westsahara ausdrücklich auszuschließen und hierüber gegebenenfalls gesonderte 

Abkommen mit der politischen Vertretung der Sahraouis abzuschließen.  

 Falls die Europäische Union - ungeachtet der rechtlichen Bedenken – das Abkommen 

im bisherigen Umfang mit Marokko abschließen will, dann darf dies nur geschehen, 

wenn vorher der sahraouischen Bevölkerung in der Westsahara die Gelegenheit 

eingeräumt wurde, ihre Meinung über die Ausbeutung der Fischgründe in die 

Verhandlungen mit einzubringen und sicher zu stellen, dass die Zahlungen der 

Europäischen Union für die Ausbeutung der Fischgründe vor der Küste der 

Westsahara der sahraouischen Bevölkerung zu Gute kommen;  

 bei allen anderen Abkommen und Maßnahmen zur Wirtschaftsförderung, welche die 

natürlichen Ressourcen der West-Sahara betreffen gleichermaßen zu verfahren. 

 

 

Alle künftigen Vereinbarungen mit Marokko unter die Bedingung zu stellen,  

 dass die marokkanische Regierung konstruktiv die Beschlüsse des UN-Sicherheitsrats 

zur Durchführung eines Referendums über den künftigen völkerrechtlichen Status 

der Westsahara umsetzt und die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der 

Saharouis nicht länger verhindert; 

 dass die marokkanische Regierung in den von Marokko besetzten Gebieten der 

Westsahara die Menschenrechte respektiert, insbesondere die von Marokko 

ratifizierten Pakte über bürgerliche und politische Rechte sowie über 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte; 

 dass die marokkanische Regierung die Verantwortlichen für 

Menschenrechtsverletzungen bestraft und die politischen Gefangenen frei lässt. 

 

 

 


